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Fundstücke: 

1. Als Honecker 1976 in der CSSR weilte, tadelte er China wegen Nichtanerkennung der Oder-Neiße-Linie. 
(Prager Volkszeitung, 30.1.1976) 

2. Bei einem Bevölkerungsanteil von 23 Prozent stellten die Tschechen in der Habsburg-Monarchie 25 Prozent 
der Lehrer, 21 Prozent der Parlamentarier und 19 Prozent der Offiziere (darunter 64 Generale). 

3. Der 81. US-Kongreß setzte 1950 einen Untersuchungsausschuss zur Potsdamer Erklärung vom August 1945 
ein. Das Ergebnis war der am 24.3.1950 veröffentlichte Walter-Report, der feststellte, daß die USA die 
Vertreibung nur hingenommen, ihr aber nicht zugestimmt haben (Festschrift zum 23.ST, 1972 in Stuttgart). 

4. Benesch war sich auf Grund besonderer Informationen schon nach der Niederlage Frankreichs sicher, daß die 
Sowjetunion gegen Deutschland kämpfen wird (Memoirs of Dr.Eduard Benesch, 1953, S. 138-153, bes. S. 147). 

5. Der csl. Botschafter in Berlin, Mastny, rügt am 25.3.1933 die Haßkampagnen einiger tschechischer Zeitungen 
gegen Deutschland, die eines Kulturvolkes unwürdig seien und zu unfreundlichen Gegenreaktionen führen 
könnten. Das deutsche Außenamt habe sich ihm gegenüber stets korrekt verhalten (Prof. Berber, „Europäische 
Politik 1933-1938 im Spiegel der Prager Akten“, Essen 1942). 

6. Im Protektorat genügten 2.000 deutsche Beamte, um die tschechische Bürokratie mit 350.000 Menschen zu 
kontrollieren (R.M. Douglas, Ordnungsgemäße Überführung, München 2012, S. 39). 


Wenn ein Tscheche 1945 einen Hasen schoß, ohne einen Jagdschein zu besitzen, wurde er 
bestraft. Wenn er aber einen Deutschen tötete, geschah ihm nichts, bis heute! 
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Wieder in Nürnberg! 

Nach mehreren schönen Treffen in Augsburg findet der Sudetendeutsche Tag heuer wieder in 
Nürnberg statt. Dadurch haben es die Landsleute nördlich der Mainlinie wesentlich näher. Die 
Abwesenheit von Nürnberg lag an größeren Umbauarbeiten im Messegelände. Augsburg hatte den 
Vorteil, inmitten der mitgliederstärksten SL-Bezirke zu liegen und geringere Organisationskosten zu 

verursachen. 

Nürnberg erlebt 2012 den 63. Sudetendeutschen Tag. 
Damit wird eine lange Kette großartiger Treffen 
fortgesetzt. Hunderttausende drängten sich einst in den 
Hallen, auch in Nürnberg, und sie kamen aus aller Welt. 
In guter Erinnerung ist eine Besuchergruppe aus 
Neuseeland, die um 1984 Nürnberg besuchte. Sie waren 
die Nachkommen der 1863 nach Puhoi ausgewanderten 
Egerländer aus dem Kreise Mies. Einige von ihnen 
sprachen noch den heimatlichen Dialekt. Als Mr. 
Bayer, genannt Bayer-Vota, am Eingang der Egerlandhalle stand, brachte er beim Anblick der 
Menschenmassen ungläubig nur einen einzigen Satz hervor: „ San dös a(o)lles Eghalanda? “ 

Nürnberg erlebte auch sehr politische Treffen, etwa im Jahre 1997, als wenige Monate vorher die 
Deutsch-tschechische Versöhnungserklärung verabschiedet worden war. Leider haben sich die 
damaligen Sorgen der Sudetendeutschen als begründet erwiesen. Die Erklärung ebnete den Tschechen 
den Weg in die EU, ohne daß deren Menschenrechtsverstöße eine Rolle 
gespielt haben. Unangemessen war damals die starke Polizeipräsenz mit 
unzähligen Mannschaftswagen der Bereitschaftspolizei. 

Der Charakter des Treffens hat sich inzwischen geändert. Es ist nicht mehr 
die große Heerschau der Sudetendeutschen, sondern eher eine Messe¬ 
veranstaltung, bei der sich die einzelnen Gruppen mit Messeständen 
präsentieren. Besser als früher kommen so aber Reichtum und Vielfalt 
unserer Kultur zum Vorschein. 

Auch politisch kocht man heute auf eher kleiner Flamme. Wir werden viel 
von Europa hören. Einen Vorgeschmack gab es schon nach dem letzten 
Pragbesuch der Kanzlerin, bei dem die Sudetendeutschen mit keinem Wort 
erwähnt wurden. Dennoch frohlockte die SL: „ Was für Europa gut ist, ist 
auch für uns gut. “ Das sind leider nur Appelle an das Gemeinschafts¬ 
pathos, die schon Männern wie Carl Schmitt und Jürgen Habermas suspekt 
waren. Bei ihnen heißt es: „Wer Menschheit sagt, will betrügen Bei einem Austausch der Begriffe ist 
das Resultat für die Sudetendeutschen bestürzend. 

Wenn wir in Nürnberg weilen, dürfen wir nicht auf die Bedeutung der mittelfränkischen Metropole für 
Böhmen vergessen. Ein leistungsfähiges Handwerk und blühender Fernhandel übten große Strahlkraft 
auf unsere Herkunftsheimat aus. 

Es war daher eine gute Idee, bei diesem Sudetendeutschen Tag an die Goldene Straße zwischen 
Nürnberg und Prag zu erinnern. Kaiser Karl IV. befuhr sie nachweislich 52 Mal, weshalb sie auch 
unter dem Namen Via Carolina bekannt ist. Das „Institut für Kirchengeschichte von Böhmen-Mähren- 
Schlesien“ in Nidda (Mittelhessen) hat zur Geschichte dieser Straße ein 48 Seiten umfassendes Heft 
erstellt, das helfen kann, die zahlreichen Spuren entlang dieses historischen Weges zu entdecken. 

Das Treffen in Nürnberg wird sicherlich wieder ein schönes Gemeinschaftserlebnis sein und seinen 
Besuchern kulturelle Anregungen bieten. Zu hoffen ist, daß dabei die politischen Anliegen der 
Sudetendeutschen nicht gar zu kurz kommen. Der Witikobund jedenfalls wird an seinem Stand 
versuchen, nachdrücklich auf die uns zugefügten Menschenrechtsverletzungen hinzuweisen. Alle 
Besucher des Sudetendeutsche Tages sind herzliche eingeladen, sich bei uns zu informieren. F. V. 



Mit starker Ausstrahlung 
nach Böhmen 



Das neugestaltete Messegelände mit S-Bahn-Brücke 
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Die via Carolina 

Anläßlich des 63. Sudetendeutshen Tages in Nürnberg wird, wie oben erwähnt, an die via Carolina 
erinnert. Sie trägt auch den Namen Goldene Straße und spielte im ausgehenden Mittelalter als 
Verbindungsstraße zwischen Nürnberg und Prag eine hervorgehobene Rohe. 

Eine erste Spur hinterließ sie gleich vor den Toren Nürnbergs in Erlenstegen mit einem böhmischen 
Grenzstein. Er zeigt, dass Karls IV. Ausdehnungspolitik nicht nur entlang der Elbe bis Tangermünde 
und in die Mark Brandenburg reichte, sondern auch nach Westen strebte. Die Oberpfalz galt in dieser 
Zeit als Neuböhmen, so daß die Goldene Straße ohne störende Zollstationen nur über Karls eigenes 
Land verlief. Von Nürnberg kommend berührte sie zuerst Lauf und Hersbruck und überquerte in 
Hohenstadt die Pegnitz. Nachdem sie das heutige Sulzbach-Rosenberg hinter sich gelassen hatte, 
gabelte sie sich in Hirschau und überschritt die Grenze zu Böhmen entweder bei Waidhaus oder bei 
Bärnau. Im Miesatal vereinigten sich die beiden Stränge wieder und erreichten über Pilsen Prag. Für 
die 300 Kilometer benötigte man etwa fünf Tage. Sulzbach, das heutige Sulzbach-Rosenberg, war der 
Hauptort Neuböhmens. Dort befindet sich eine Statue mit den Gesichtszügen Karls IV. Ein veritables 
Wenzelsschloß, benannt nach Karls Sohn, gibt es in Lauf an der Pegnitz. Neuböhmen konnte von 
Karls Nachfolgern aber nicht gehalten werden. 


Sudetendeutscher Tag in Nürnberg 

Der Witikobund wird sich beim 63. ST. in Halle 6, Bereich D8, mit einem 

Informationsstand präsentieren. 

Ferner findet eine Vortragsveranstaltung mit zwei Referenten statt. 

Zeit: Samstag, 26.5.12,16.00 Uhr, 

Ort: NCC Ost - Saal Istanbul, Ebene 2. 

Themen: 

Teil I (Roland Schnürch, 16.00 Uhr): Zur Lage der Volksgruppe; 

Teil II (Jiri Blazek, Prag, 16.45 Uhr): Tschechische Lehrbücher - 
ein Mittel zur Zementierung der tschechischen Nationallegende. 


Prosramm vorschau für den 63. Sudetendeutschen Tag 

Pfingstsamstag 

10.30 Uhr Festliche Eröffnung 

ab 13.00 Uhr: Informations- und Diskussionsveranstaltungen 

16.00 Uhr: Vortragsveranstaltung des Witikobundes, Raum Messezentrum, NCC Ost, Saal Istanbul, Ebene 2. 
18.00 Uhr: Veranstaltung der Suddt. Bauern, Raum wie Witikobund 

18.30 Uhr: Sudetendeutsches Schatzkästlein 
19.00 Uhr: Großer Volkstumsabend 

21.00 Uhr: Sudetendeutsches Volkstanzfest 
Pfingstsonntag 

09.00 Uhr: Katholischer bzw. evangelischer Gottesdienst 

10.30 Uhr: Einzug der Fahnenabordnungen 

11.00 Uhr: Hauptkundgebung in der Festhalle (Redner: Pany, Posselt, Seehofer); danach Treffen in 
den Aktions- und Begegnungshallen. 
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Roland Schnürch 


Auf ein Wort 

Liebe Kameradinnen und Kameraden! 

Wieder einmal findet der Sudetendeutsche Tag in Nürnberg statt. Der Witikobund 
wird mit einem Informations stand und mit einer Vortrags Veranstaltung vertreten 
sein und der Wahrheit eine Stimme geben. Unverständlich ist es deshalb, daß uns 
Sprecher Bernd Posselt bei der letzten Bundesversammlung mangelnde Akzeptanz 
vorhielt. Wahrheitsliebe und Menschenrechte können doch keine falschen Ziele 
sein! Beunruhigend ist auch seine Absicht, in der laufenden Legislaturperiode den 
Vereinszweck der SL zu ändern. Der Witikobund wird ein wachsames Auge 
darauf haben. 

Große Hoffnungen waren einst mit der Gründung der Vereinten Nationen und der EU verbunden. Die 
Vertriebenen haben deren Ziele ausdrücklich und von Anfang an unterstützt. Was aber haben die 
Politiker daraus gemacht? Heute geht es in Europa nur noch bedingt um die Wahrung hoher Rechts¬ 
und Kulturgüter. Den Diskurs hinter der Fassade bestimmen vielmehr Lobbyismus, Diskriminierung, 
Heuchelei, Intrigen und brutale Sparprogramme. Der Witikobund kann von sich behaupten, die der 
Landsmannschaft auch von Europa her drohenden Gefahren stets erkannt und benannt zu haben. 
Daran hat sich auch in diesem Jahre nichts geändert, wovon sich jeder beim Treffen in Nürnberg 
überzeugen kann! Gerne begrüßen wir Euch/Sie an unserem Stand in Halle 6 und bei unserer 
Vortragsveranstaltung am Pfingstsamstag ab 16.00 Uhr in der Halle Istanbul. 

Euer 

Roland Schnürch 


Ein neues Tabu? 

Wie schon in der Feber-Folge des Witikobriefes (S. 9) zu lesen war, können Donauschwaben seit dem 
3. Februar 2012 in Serbien ihre volle Rehabilitation beantragen. Sie haben erreicht, was der Traum 
eines jeden Vertriebenen ist. Serbien wandte sich von der Kollektivschuldthese ab und zog mit 
Russland gleich, das bereits 1992 die individuelle Rehabilitation zuließ. Wie aber reagierte die 
deutsche Presse, einschließlich eines großen Teiles der Vertriebenenpresse? Sie nimmt davon so gut 
wie keine Notiz! Großes Schweigen im Walde! 

Der Grund ist klar. Man hat jahrzehntelang jeden Vertriebenen geschmäht, der auf seine Würde und 
seine Rechte pochte. Da ist es peinlich, wenn nun ein VertreiberStaat selbst einräumt, daß Unrecht 
geschah und ein gewisses Maß an Wiedergutmachung möglich ist. Menschliches Format zeigt sich vor 
allem dann, wenn man auch zu früheren Irrtümern steht. 

Hinter diesem Vorgang steckt aber noch mehr. Wie unten zum Lastenausgleich ausgeführt wird (sh. S. 
9!), hat die Regierung Brand/Kiesinger 1969 Vertreibungsschäden mit ReparationsSchäden gleich¬ 
gesetzt. Deutschland geriete daher in eine unangenehme Lage, wenn es von der Kollektivschuldthese 
abwiche und individuelle Rehabilitation forderte. Das sind die Barrieren, die von unseren be¬ 
dauernswerten Politikern sorgsam hinter Nebelwänden verborgen werden müssen und um die sie ihre 
oft peinlichen Eiertänze aufführen. Die Presse tanzt mit und beschweigt die Entwicklung in Serbien. 
Niemand soll auf die Idee kommen, daß das, was dort möglich war, auch für Sudetendeutsche 
erreichbar sein müsste. 

Es ist aber noch nie gelungen, die Wahrheit dauerhaft zu unterdrücken. (F.V.) 


„Mit dem Wavte aan dett Qe^amtöchuld Geginnt eine gneße geschichtliche Jßüge, 

mit de k man den JVeußaa ^Deutschlands nicht wwnehmen dann“ 

Kurt Schumacher (geboren 1895 in Kulm/Weichsel) 
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Felix Yogt-Gruber 
Seine Eltern kommen aus West¬ 
böhmen (Region Plan). Die Mit¬ 
gliederzahl der SL-Gundelfingen 
steigerte er von 100 auf 180! 


Dynamischer Querdenker ausgebremst? 

Auf allen Organisationsebenen der Sudetendeutschen Landsmannschaft 
(SL) herrscht Personalnot. Einzig auf der Bundesebene scheint man aus 
dem Vollen schöpfen zu können. Was war geschehen? Franz Pany, der 
alte und neue Vorsitzende, hatte schon lange vor der letzten Bundes¬ 
versammlung (4./5. Februar 2012) seinen Rückzug angekündigt. Grund: 
Ämterhäufung. Das war für die mitgliederstarken SL-Bezirke Oberbayem 
und Schwaben das Zeichen, aus ihrer Mitte einen Nachfolge-Kandidaten 
vorzuschlagen. Die Wahl fiel auf Felix Vogt-Gruber, Vorsitzender des 
Bezirks Schwaben (siehe Foto!). Der Kandidat hatte aber einen Makel: Er 
ist parteilos. Das überzeugte Franz Pany von der Notwendigkeit, doch 
wieder in den Ring zu steigen, so daß sich die SL den Luxus einer 
Kampfabstimmung leistete. Tu felix Sudetia? 

Pany obsiegte, und da half auch nicht, daß Vogt-Gruber ein über¬ 
zeugendes Konzept vorlegte und ein unverbrauchter Querdenker ist. Ihm 
fehlte das Wohlwollen des Sprechers, Bernd Posselt, der nach seinem 
etwas eigenwilligen Demokratieverständnis mit Rücktritt drohte, sollte 
Pany unterliegen. 

Der weitere Verlauf der Veranstaltung war etwas holprig. Es ging um 
vorgezogene Wahlen, was sogar eine Wahlanfechtung vor dem Register¬ 


gericht zur Folge hatte. In diese Wahlanfechtung fließt auch eine neue Form des Ämterkaufs ein. Ein 
Landesverband hat seine Pflichtabgabe durch eine Spende aufgerundet und dafür einen zusätzlichen 
Sitz in der Bundesversammlung erhalten. Das ist satzungswidrig, denn die Sitzverteilung muss den 
Mitgliederzahlen und nicht dem Geldbeutel entsprechen. Kopfschmerzen bereitet auch die frag¬ 
würdige demokratische Legitimation der fünf Jugendvertreter. Lm. Slezak rechnete vor, daß hinter 
einem „normalen“ Abgeordneten rund 500 Mitglieder stehen, während es bei einem Jugend Vertreter 
jeweils nur 5-10 Personen seien. Anders ausgedrückt vertreten sie eine Gruppe von gerade einmal 25- 
50 Personen bundesweit! Solche Privilegien genossen noch nicht einmal die Legionäre im csl. Parla¬ 
ment, für die unabhängig vom Wahlausgang immer vier Sitze reserviert waren. 


Am zweiten Tag der Bundesversammlung kam es zur Aussprache über die Arbeit der am Vortag 
(teilweise blind) Wiedergewählten. Die Teilnehmer aus Österreich vermissten im Rechenschafts¬ 
bericht des Sprechers eine Würdigung ihrer Arbeit. Die Pragreise müsse ehrlich bewertet werden. 
Walli Richter riet den Jugendvertretern, die einschlägigen völkerrechtlichen Arbeiten zu studieren, 
bevor sie die SL von der Opfer- in die Täterrolle drängen möchten. Unser Witiko-Kamerad Edmund 
Liepold erinnerte die Delegierten an das am Vortage abgegebene Gelöbnis (siehe Kasten!). Posselt 
sollte in den Schriften seiner Paneuropa-Union auch einmal über die Sudetendeutschen berichten. Er 

vermisste die Solidarität mit dem Willi-Wanka-Kreis, der am Heiligenhof 
Hausverbot habe. Demnächst könnte es auch andere Gruppen treffen. 
Bernd Posselt hielt schließlich die Zeit reif für eine Umgestaltung der 
Punkte c) und d) des Paragraphen 3 der SL-Satzung. Wie er durchblicken 
ließ, baut er dabei sehr auf die Sudetendeutsche Jugend. Dem Witikobund 
hingegen attestierte er „Akzeptanzprobleme“. 

Zum Schluß der Tagung befasste man sich mit dem neuen Sudetendeutschen Museum. Es ging um die 
Anschaffung so typisch sudetendeutscher Akzessorien wie NS-Uniformen und KZ-Kleidung. 
Quo vadis SL??? 


Das wünschen wir uns von 

der Bundesversammlung: 

Eine bessere Diskussions¬ 
kultur und eine gemeinsame 
Sprache für „Oben“ und 
„ Unten “. 


Gelöbnisformel für die Mitglieder der SL-Bundesv er Sammlung: 

"Ich bekenne mich als Angehöriger der sudetendeutschen Volksgruppe zu den satzungsmäßigen Zielen der 
Sudetendeutschen Landsmannschaft und anerkenne diese als die Repräsentanz der Volksgruppe. Ich unterwerfe 
mich deren Satzung, den ordnungsgemäß gefaßten Beschlüssen ihrer Organe und werde 
den Rechtsanspruch auf die Heimat und das Selbstbestimmungsrecht der Volksgruppe jederzeit vertreten ". 
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„Am Flußufer sitzen und warten “ - keine Option fürjohann Slezak! 

Kürzlich riet ein Wissenschaftler den Vertriebenen, gelassener zu sein, denn die Zeit arbeite für sie. Es 
genüge, quasi am Ufer des Flusses sitzend zu warten, bis die verschiedenen Leichen vorbeitrieben. 
Das ist aber kein Spruch für den Obmann des SL-Bezirks Oberbayem, Johann Slezak. Er dürfte ihn 
eher für ein bequemes Alibi fürs Nichtstun halten. 

Was war geschehen? Wie bekannt, Unterzeichnete der tschechische Staatspräsident, Vaclav Klaus, den 
Lissabonvertrag erst, nachdem die CR von der Einhaltung der darin enthaltenen Menschenrechts- 
bestimmungen entbunden worden war. Klaus betonte, er wolle damit den Sudetendeutsche den 
Klageweg für ihr Eigentum versperren. Slezak bat die SL-Spitze, sich gegen diese Diskriminierung zu 
wehren. Als es da keine Bewegung gab, verließ Lm. Slezak, um im Bild zu bleiben, seinen Platz am 
Flussufer und schritt selbst zur Tat: Er richtete als Bezirksobmann eine Petition an das EU-Parlament 
und siehe da, die Petition wurde angenommen! Die Vorsitzende des Petitionsausschusses, Erminia 
Mazzoni, sicherte Slezak mit Schreiben vom 15. März 2012 auch zu, ihn über den jeweiligen Fortgang 
der Dinge zu unterrichten. 

Die Landsleute beglückwünschen Lm. Slezak zu diesem Ergebnis und sind mit ihm der Meinung: 
Warten an Flussufem bringt nichts! Man wird nur sehen, wie einem die Felle davonschwimmen. 


Restitution in der Türkei 

(Nach „Spiegel“ 8/2012 vom 18.2.12) 

Griechen, Armenier und Juden galten in der Türkei als „untürkisch“ oder als Fünfte Kolonne 
vermeintlicher Feindstaaten. Jetzt hat die Erdogan-Regierung alle nichtmuslimischen Staats¬ 
bürger ausdrücklich aufgefordert, ihre Rechte auf konfiszierte Immobilien einzufordern. Seit 
2011 gilt in der Türkei ein Gesetz, wonach die Religionsgruppen all jene Gebäude, Friedhöfe 
und Brunnen zurückerhalten können, die seit 1936 vom Staat beschlagnahmt wurden. Das 
Gesetz war auf Druck des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte verabschiedet 
worden. Vor allem in den vierziger und fünfziger Jahren verloren viele Minderheiten ihr 
Eigentum. Egemen Bagis, türkischer Europaminister und enger Vertrauter von Premier 
Erdogan, sieht die Maßnahme als Schritt zur Versöhnung. Den Angehörigen von 
Minderheiten riet er jetzt, sich künftig häufiger für Stellen im Staatsdienst zu bewerben - 
Posten, die ihnen bisher oft verwehrt wurden. Darüber hinaus, so Bagis, sollten christliche 
und jüdische Türkinnen mindestens drei Kinder in die Welt setzen. Die Türkei müsse 
schließlich „mit ihrem gesamten kulturellen Reichtum am Leben erhalten werden“. 


Sudetendeutscher Arbeitskreis 
für deutsche und europäische Bauernfrauen e.V. 

18.00 Uhr , Messezentrum , Raum: Kiew 

Dr. Gertner: Stand der Beschwerde für Eigentum, Heimatrecht und gegen Diskriminierung 

Bauern gegen Kohledioxyd (C02) 


”Wenn an einer Wahrheit Ärgernis genommen wird, 
ist es nützlicher, das Ärgernis entstehen zu lassen, 
als auf die Wahrheit zu verzichten.” (Augustinus) 
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Das Drama des vor 60 Jahren beschlossenen Lastenausgleichs 

von Friedebert Volk 

Am 4. Mai 1952 versammelten sich rund 60.000 Vertriebene in Bonn, um Linus Kather bei der am 6. 
Mai beginnenden Zweiten Lesung zum Lastenausgleichsgesetz den Rücken zu stärken. Das Gesetz 
trat am 14. August 1952, also vor sechzig Jahren, in Kraft. Hierzu folgende Einzelheiten: 

Die Potsdamer Konferenz von 1945 machte zwar eine Aussage über die Vertreibung der Ost- und 
Sudetendeutschen, schwieg aber zur Frage des Eigentums. Das war kein Zufall und sollte den 
Vertreiberstaaten Gelegenheit geben, sich den Besitz der Vertriebenen anzueignen. Die Notwendigkeit 
eines Ausgleichs für die in Restdeutschland Angekommenen lag auf der Hand, denn den Krieg hatten 
nicht nur die Ost- und Sudetendeutschen, sondern alle Deutschen verloren. 

Zunächst gab es Überlegungen, den Lastenausgleich mit der Währungsreform zu verbinden, was 
sich aber als zu schwierig erwies. Im August 1948 jedoch setzte der Wirtschafts- und Länderrat der 
Bizone eine „Gutachterkommission für den Lastenausgleich“ ein. Am 2. September 1948 folgte das 
„Gesetz zur Sicherung von Forderungen für den Lastenausgleich“. Bis zur Verabschiedung des 
eigentlichen Lastenausgleichsgesetzes (LAG) durch den Bundestag im Mai 1952 vergingen aber noch 
vier Jahre. Bis 1987 erfuhr es nicht weniger als 31 Novellierungen. Beides, die hohe Zahl der 
Novellierungen wie der späte Zeitpunkt, deuten auf ein verbissenes Tauziehen um das Gesetzeswerk 
hin. 

Besatzer fordern Soforthilfegesetz 

Angesichts der verbreiteten, oft unbeschreiblichen Not der Vertriebenen forderten die 
Besatzungsmächte ein Soforthilfegesetz. Es trat am 18. August 1949 in Kraft und verpflichtete die von 
Kriegsschäden Verschonten zu einer jährlichen Abgabe von drei Prozent ihres bei der 
Währungsreform vorhandenen Vermögens rückwirkend zum 1. April 1949. Bemessungsgrundlage 
war der (allerdings überholte) Einheitswert der Vorkriegszeit. Für Kleinbauern und Besitzer von 
Wohnimmobilien wurde der Satz auf zwei Prozent ermäßigt. Unterstützung nach diesem Gesetz 
konnten nicht nur Vertriebene, sondern auch Spätheimkehrer, Ausgebombte, SBZ-Flüchtlinge und 
Geschädigte des NS-Regimes beantragen. 

Das zähe Ringen um das Lastenausgleichsgesetz 
Lange stritt man über die Frage eines „sozialen Lastenausgleichs“, der die Unterschiede in den 
früheren Besitzverhältnissen Ostdeutschlands aufheben und darüber hinaus eine Umverteilung 
westdeutschen Besitzes herbeiführen sollte. Gegen diese „Gleichmacherei“ wandten sich nicht nur die 
westdeutschen, sondern auch die vertriebenen „Besitzbürger“. Die passenden Kampfbegriffe lieferte 
der „Kalte Krieg“ mit Schlagworten wie „sozialistisches Experiment“, „kalte Sozialisierung“ oder 
„kollektivistische Tendenzen“. 

Die erste Lesung des LAG fand am 19. Januar 1951 statt. Wie gering der 
politische Wille war, rasche Hilfe zu leisten, erkennt man an der langen 
Frist bis zur zweiten Lesung am 6. Mai 1952. „Vertriebenenfeind Nr. 1“ 
war, wie Linus Kather einmal sagte, Finanzminister Schäffer (CSU). Er 
hatte leichtes Spiel, weil den Vertriebenen noch untersagt war, eigene 
Parteien zu bilden. Man verwies sie auf die Mitarbeit in den bestehenden 
Parteien, die sich aber weitgehend gegen Vertriebene abgeschottet hatten 
und z.T. sogar im Verdacht standen, das (undemokratische!) 

Koalitionsverbot selbst angeregt zu haben. Insgesamt fanden dennoch 61 
Vertriebene den Weg in den Bundestag. Leider unterstanden sie dort teils 
dem Fraktionszwang (SPD!) oder litten unter einem Mangel an 
Stehvermögen. Selbst der spätere SL-Sprecher, Dr. Seebohm, stritt zunächst 
ab, Vertriebener zu sein, weil seine Familie noch aus der Vorkriegszeit über 
Besitz in Niedersachsen verfügte. Den Hauptkampf für das LAG führte 
daher eine nur kleine Gruppe von Abgeordneten um den Königsberger Rechtsanwalt Dr. Linus Kather 
(CDU). Sie konnte sich aber nicht einmal auf das Vertriebenenministerium verlassen, denn dessen 



Dr. Linus Kather 
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Leiter, der Breslauer Hans Lukaschek, hatte sich von Fritz Schäffer die Federführung für das 
Lastenausgleichgesetz entwinden lassen und war auch sonst in vertriebenenpolitischer Hinsicht eine 
(dem Kanzler vermutlich nicht unangenehme) krasse Fehlbesetzung. 

Machtvolle Demonstrationen 

Da Dr. Kather weder in der Regierung noch im Parlament den erwünschten Rückhalt fand, entschloß 
er sich, „auf die Straße zu gehen“. Als Vorsitzender des 1949 gegründeten „Zentralverbandes 
vertriebener Deutscher“ (ZvD) rief er zweimal zu Kundgebungen auf. Einmal nach der ersten Lesung 
des Gesetzes im Februar 1951 und dann erneut am 4. Mai 1952 vor der dritten Lesung. Jedesmal 
füllten rund 60.000 Demonstranten den Marktplatz in Bonn und stärkten Dr. Kather den Rücken. 

Als das LAG schließlich am 14. August 1952 in Kraft trat, hatten sich dennoch die eher egoistischen 
Kräfte durchgesetzt, deren erklärtes Ziel es war, Eingriffe in die Vermögenssubstanz der Nicht- 
Vertriebenen zu vermeiden. Die Abgaben sollten aus den Erträgen erwirtschaftbar sein, da man ins 
Feld führte, Substanzschmälerungen könnten den Wiederaufbau gefährden. Diese Begründung mag in 
Einzelfällen richtig gewesen sein, zeugt aber insgesamt nicht von wirklicher Solidarität. 


Reparationsersatz 

Die politischen Widerstände gegen den Lastenausgleich sind umso schwerer zu verstehen, als die 
Vertreiber schon damals das ihnen in die Hände gefallene Vermögen als Reparationsersatz 
betrachteten. 

Benesch hatte Reparationen vom Deutschen Reich schon nach dem Ersten Weltkrieg gefordert. Da die 
Kriegserklärung seines Landes aber erst am 28. Oktober 1918 erfolgte, erhoben die Alliierten 
Einspruch. Die CSR musste den Alliierten im Gegenteil sogar eine „Befreiungsgebühr“ von fünf 
Milliarden Kronen zahlen! Ein solches Fiasko wollte Benesch 1945 vermeiden, zumal seine An¬ 
sprüche wieder von etwas fragwürdiger Natur waren ( Siehe Kasten!). 

Seine Lösung: Er hielt sich am Vermögen der Sudetendeutschen 
schadlos. Schon bei seinem Moskaubesuch im Dezember 1943 
äußerte er, auf Reparationen verzichten zu wollen und stattdessen den 
Sudetendeutschen für das zurückgelassene Vermögen Quittungen 
auszustellen, die vom Deutschen Reich einzulösen seien. 


Die Alliierten vermissten im 
Krieg aktiven Widerstand der 
Tschechen (trotz vieler be¬ 
dauerlicher Hinrichtungen). Es 
gab wenig Kriegsschäden und 
die industrielle Basis des Pro¬ 
tektorats war durch Verlagerung 
von Produktionsstätten dorthin 
eher gewachsen. Zur Bilanz 
gehören auch die Vermögens- 
abschöpfungen bei den Sudeten¬ 
deutschen vor 1938. (Bodenre¬ 
form und Kriegsanleihen). 


Nach dem Modell Benesch verfuhr auch Polen, und das war auch der 
deutschen Politik bewusst. So verzichtete Polen 1954 auf „weitere“ 

Reparationen, wobei der Begriff „weitere“ bedeutete, daß Polen 
schon etwas bekommen hatte, nämlich das Vermögen der Ost¬ 
deutschen. Komplementär dazu gab es auf deutscher Seite 1964 einen 
Gesetzesentwurf der Regierung Erhard/Mende, der festlegte, dass ein 
„ Schaden ... auch dann ein Reparationsschaden ist, wenn er zugleich ein Vertreibungsschaden im 
Sinne des § 12 oder ein Ostschaden im Sinne des § 14 des Lastenausgleichsgesetzes ist“. Dieser 
Entwurf erhielt zwar erst am 12.2.1969 unter der Regierung Kiesinger/Brandt Gesetzesrang, zeigt aber 
erneut, dass sich Deutschland auf Kosten der Vertriebenen freigekauft hat. Vergebens warnte 1965 der 
Völkerrechtler Prof. Kaufmann vor der Gleichsetzung der jeweiligen Tatbestände, denn Reparationen 
dienen der Wiedergutmachung von Kriegsschäden, während die anderen Schäden eine andere 
Grundlage haben. Im Zwei-Plus-Vier-Vertrag von 1990 wurde an diesen Festlegungen nicht gerührt. 


Der Inhalt des LAG-Gesetzes 

Für die Vertriebenen waren die Leistungen nach dem LAG, so gering sie auch sein mochten, von 
starker psychologischer Wirkung. Man empfand Genugtuung über die Anerkennung des erbrachten 
Sonderopfers und fühlte sich irgendwie auf genommen, was ohne Zweifel die Bereitschaft, sich in die 
bundesdeutsche Gesellschaft einzugliedern, begünstigte. 

Konkret brachte das Gesetz eine Entschädigung proportional zur Höhe des verlorenen Besitzes, wenn 
auch mit starker Degression. Damit hatte man der Institution des Privateigentums halbwegs 
systemgerecht Genüge getan. Wie unvollkommen das Gesetz jedoch war, beweisen die insgesamt 31 
Novellierungen bis 1987! 
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Von den Nicht-Vertriebenen verlangte das LAG eine Abgabe von fünfzig Prozent des Vermögens am 
Tag der Währungsreform, gemessen an den veralteten Einheitswerten der Vorkriegszeit. Die nach dem 
Soforthilfegesetz schon erbrachten Leistungen wurden angerechnet. Die Tilgungsfrist betrug 30 Jahre. 
Lobbyisten hatten Freibeträge und bestimmte Ausnahmen, z.B. für kirchliches (!) Vermögen, durch¬ 
gesetzt. Am Gesamtaufkommen der Steuern war der Lastenausgleich 1952 mit 5.5 Prozent beteiligt 
und sank 1956 auf 5,2 Prozent. Diese Abgaben konnten in der Tat aus den Erträgen erwirtschaftet 
werden, so daß, wie beabsichtigt, von einer fühlbaren Vermögensumschichtung nicht die Rede sein 
konnte. Unbeachtet bleibt dabei der Aspekt der Steuerehrlichkeit. 

So floss durch die Kassen der in Bad Homburg angesiedelten Lastenausgleichsbehörde bis 2001 die 
imposante Summe von 145,3 Milliarden DM. Rein rechnerisch hätte das für jeden der 12 Millionen 
Vertriebenen 12.000 DM ergeben. Da aber auch Spätheimkehrer, Ausgebombte, SBZ-Flüchtlinge und 
rassistisch Verfolgte abgefunden werden mussten, lag die Entschädigungssumme weit darunter. 
Schäden bis 4.800 RM wurden in vollem Umfang ersetzt. Höhere Verluste unterlagen einem stark 
degressiven Abschlag. Ein Kleinbauer mit fünf Hektar erhielt etwa 5000 DM (= 10 Pfennig pro qm). 
Ein Großgrundbesitzer mit 200 Hektar bekam nur 33.880 DM (= 1,69 Pfennig pro qm). Etwas 
günstiger als der Kleinlandwirt stand sich der frühere Inhaber eines Handwerkbetriebes. Bei 
Millionenvermögen wurden für die zweite Million 2 Prozent und für die dritte 1 Prozent gegeben. 
Bemessungsgrundlage war wieder der (überholte) Einheitswert der Vorkriegszeit. Im Durchschnitt 
wurden etwa 22 Prozent der ohnehin unterbewerteten Vermögens Verluste ausgeglichen. Wichtig war, 
daß die Annahme der Gelder laut Präambel des LAG den Anspruch auf das zurückgelassene 
Eigentum nicht berühre. 

Wofür es nichts gab 

Diese Art von Ausgleich ließ leider weitere, oft bedeutendere Benachteiligungen der Vertriebenen 
unberücksichtigt. An erster Stelle ist der berufliche Abstieg zu nennen. Vielen gelang es nicht mehr, in 
gleichwertige Berufe zurückzukehren. Besonders Landwirte mußten sich überdurchschnittlich oft mit 
der Tätigkeit eines Hilfsarbeiters begnügen, was sich natürlich später auch auf die Höhe der Rente 
auswirkte. Der 1971 durchgeführte Mikrozensus zeigte, daß die Einkommen der Vertriebenen 
durchschnittlich fünf Prozent unter denen der Nichtvertriebenen lagen und daß dieser Rückstand selbst 
in der zweiten Vertriebenen-Generation noch nicht auf geholt war! Die Statistik zeigt naturgemäß auch 
einen bedeutenden Rückstand beim Wohneigentum und beim angesparten Geldvermögen, und nicht 
zuletzt lebten die Vertriebenen dreimal häufiger als Einheimische am Existenzminimum. 

Die Solidaritätsfrage 

Im Dritten Reich warf man den Sudetendeutschen vor, nur einen Volkstumskampf und keinen 
Nationalsozialistischen Weltanschauungskampf geführt zu haben. Eine zwielichtige Propaganda 
scheint aber erreicht zu haben, sie jetzt als besonders fanatische Nationalsozialisten hinzustellen, 
denen ganz recht geschehen sei. Hinzu kam, daß die Sudetendeutschen schon immer sehr von oben 
herab behandelt wurden, worüber Ralf Gebel in seinem Buch „Heim ins Reich“ (1999) ausführlich 
berichtet (sh. S. 222 ff.). Nimmt man noch den normalen menschlichen Egoismus hinzu, ist es 
verständlich, daß dem Lastenausgleichsgesetz nur ein eingeschränktes Lob zuerkannt werden kann. 

Vorbildhafte Finnen 

Wie es auch anders gehen konnte, zeigte Finnland, wohin Linus Kather auf Einladung der Amerikaner 
1951 eine Studienreise unternahm. Ihn begleiteten weitere Abgeordnete und einige Ministerialbeamte. 
Finnland musste 1944 ein Gebiet von 43.000 qkm an die Sowjetunion abtreten und 480.000 Karelier 
aufnehmen. Schon am 5. Mai 1945 lag ein Ausgleichsgesetz vor, das z.B. jedem vertriebenen Bauern 
wieder einen Hof verschaffte. Dafür mußten nichtvertriebene Bauern schon ab dem 25. Hektar etwas 
von ihrem Land abgeben. Als Kather den finnischen Parlamentspräsidenten fragte, wie stark die 
Karelier damals im finnischen Parlament vertreten waren, antwortete dieser stolz: „1945 waren wir 
alle Karelier!“ 

Hinweis: Genaueres zu dieser Thematik ist zu finden bei 

Andreas Kossert, Kalte Heimat, 2008, und Linus Kather, Die Entmachtung der Vertriebenen, 2 Bände, 1964. 


10 



WitikoBrief 2/2012 


Seite 11 


Mai 2012 


Es gab 1945 keine „spontane “ Vertreibung! 

Ausstellung „Wilde Vertreibung“ in Frankfurt vom 02.-23. März 2012 

Im Deutsch-tschechischen Freundschafts vertrag von 1997 bedauerte die Tschechische Republik die 
Übergriffe während der sog. „Wilden Vertreibung“. Unterschwellig wurde damit vermittelt, daß es 
spontan entflammten Volkszorn gegeben habe, der wie ein Naturereignis hingenommen werden 
müsse. 

Die Ausstellung „Wilde Vertreibung 64 in Frankfurt vom 02. 
bis 23. März 2012 verweist diese Annahme jedoch in das 
Reich der Märchen, denn sie stellt fest, daß es auch in den 
ersten Nachkriegsmonaten „zu keiner Zeit“ wilde oder 
spontane Vertreibungen gab. Immer beruhten diese auf ein¬ 
deutigen „Befehlen von oben“, um vollendete Tatsachen zu 
schaffen, ehe die „Großen Drei“ in Potsdam zusammen¬ 
kamen. Zum gleichen Ergebnis kam zeitgleich erschienene 
neue Buch von R. M. Douglas (Ordnungsgemäße Über¬ 
führung, vgl. S. 123 ff.). 

Die Ausstellung war vom „Förderverein der Stadt Saaz/Zatec 
e.V.“ mit Sitz in Frankfurt am Main eingerichtet worden. 
Unter den Mitgliedern des Vereins sind viele gebürtige 
Tschechen, die zusammen mit vertriebenen deutschen 
Saazern das Projekt „Saazer Weg“ unterstützen (siehe Kasten 
links!). Die Ausstellung ist eine Fortentwicklung einer 
Präsentation der „Föderation unabhängiger Schriftsteller 
Praha/Prag“, die als Mitveranstalter der Frankfurter 
Ausstellung genannt wird. Die Ausstellung wird noch in 
weiteren Städten gezeigt. 

Als quellenmäßige Grundlage der Ausstellung dienten 
tschechische Archivalien, die nach der Wende zugänglich 
wurden. Ihnen zufolge waren nur das Militär und dessen 
Hilfseinheiten zur „blutigen Säuberung“ des Sudetenlandes 
fähig. Eine besondere Rolle habe dabei der schon während 
des Krieges im russischen Buzuluk gegründete militärische Nachrichtendienst OBZ gespielt. Vielfach 
wurde eine prekäre Sicherheitslage im Sudetenland als Grund für die drakonischen Maßnahmen 
vorgeschoben. Das aber wird in der Ausstellung als unzutreffend zurückgewiesen. Die 
Sudetendeutschen seien im Gegenteil „lammfromm“ gewesen. 

Mit der „Säuberung“ des Sudetenlandes wurde am 11. Mai 1945 die Kommandantur „Alex“ der 
tschecho-slowakischen Armee beauftragt. Der entsprechende Befehl lautete: „ Verweist alle Deutschen 
aus dem Gebiet unserer historischen Grenzen. Zur Aufrechterhaltung von Landwirtschaft und 
Industrie soll die erforderliche Zahl von Arbeitskräften bleiben, jedoch als Fremdarbeiter ohne 
jegliche bürgerlichen Rechte. “ 

Die Autoren der Ausstellung betonen stets den umfassenden Einfluß kommunistischer Kräfte, sei es in 
der Nachrichtentruppe OBZ oder im späteren „Korps der nationalen Sicherheit“. Eine Aus¬ 
stellungstafel war sogar ganz dem „Vertreibungslehrer Stalin“ gewidmet. Dies veranlasste einen 
Besucher zu der Frage: „Soll jetzt alles auf Stalin geschoben werden?“ Diese Frage darf nicht von der 
Hand gewiesen werden, denn die Sowjetunion hat sich 1944 (wie die Westalliierten) geweigert, die 
Vertreibung der Deutschen schon im Waffenstillstands vertrag festzulegen. Als Ministerpräsident 
Fierlinger 1945 erneut Stalin um Hilfe der Roten Armee bei der Vertreibung bat, lehnte dieser wieder 
ab. So bleibt nur die Vermutung eines Doppelspiels Stalins. 

Die Ausstellung besteht aus etwa zwanzig ausrollbaren Transparenten (Roll ups), deren erste zehn die 
geschichtlichen und organisatorischen Voraussetzungen beschreiben. Die folgenden Tafeln behandeln 
konkrete Schauplätze wie Posteiberg, Saaz, Komotau, Aussig u.s.w. Das letzte Schaubild befasst sich 
mit der Neubesiedlung des Sudetenlandes. Die Texte sind ausgewogen und lassen nur vereinzelt einen 


Kernsätze des „Saazer Weges“: 

Eine Erklärung des Bedauerns 
scheint uns in Anbetracht der 
Schwere der erlittenen körperlichen 
und seelischen Schmerzen sowie 
der tragischen Einzelschicksale als 
unangebracht. Eine Entschuldigung 
kann nur von denen kommen, die für 
dieses Unrecht verantwortlich sind, 
und von denen, die geschwiegen 
haben. 

Mit vereinten Kräften wollen wir der 
Stadt das verlorene Ansehen 
zurückgewinnen, damit sie sich 
wieder unter die bedeutendsten 
Städte einreiht, zu denen sie 
historisch und faktisch von jeher 
gehörte. Auch die Rettung des 
historischen Stadtkerns gehört zu 
diesen Aufgaben. 

Die Vereinigung der Landsleute 
rechnet mit einem ehrenhaften 
Ausgleich mit der Vergangenheit im 
Rahmen der gesamten Bemühungen 
einer Normalisation der gegen¬ 
seitigen tschechischen und sudeten¬ 
deutschen Beziehungen. 
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etwas befremdlichen Zungenschlag spüren. Wenn auf deutsche Untaten verwiesen wird, so nicht, um 
aufzurechnen, sondern um Verständnis zu wecken. Allerdings fehlen bei der Erwähnung deutscher 
Schuld meist konkrete Angaben. 

Die Ausstellung stand unter der Schirmherrschaft der Internationalen Gesellschaft für Menschenrechte 
Frankfurt (IGFM). Deren Vorsitzender, Karl Hafen, hat in seiner Eröffnungsrede bekannt, daß die 
IGFM erst im Zusammenhang mit den Ereignissen im Kosovo begriff, daß den Deutschen 1945 genau 
das gleiche angetan wurde. Sein Bekenntnis gipfelt in dem Satz: „Die Nichtvertriebenen haben an den 
Vertriebenen noch etwas gutzumachen. “ Kann man darauf hoffen, daß sich die IGFM künftig der den 
Vertriebenen zugefügten Menschenrechtsverletzungen annehmen wird? (F. Volk) 


Historiker und Dissident Jan Mlynärik verstorben 

Im Alter von 79 Jahren ist am 26. März 2012 der slowakische Historiker, Dissident und Politiker Jan 
Mlynärik gestorben. Nach dem Ende des Prager Frühlings 1968 wurde er wegen seiner unangepassten 
politischen Einstellung mit Lehr- und Publikationsverbot belegt und zum Kulissenschieber im Prager 

Nationaltheater degradiert und später zum Heizer im Cafe Slavia. 

Das hinderte ihn nicht daran, Unterzeichner der „Charta 77“ zu werden und 
1978 „Thesen zur Vertreibung“ zu veröffentlichen. Diese erschienen in der 
Pariser Exilzeitschrift „Svedectvi“, deren Schriftleiter Pavel Tigrid war. 
Mlynärik schrieb unter dem Pseudonym Danubius, wurde aber enttarnt und 
für dreizehn Monate ins Gefängnis geschickt. Nach der Freilassung zwang 
ihn die kommunistische Regierung, ins Exil zu gehen. Seinen Wohnsitz 
nahm er im oberbayerischen Waldkraiburg und bestritt in den 1980er Jahre 
seinen Lebensunterhalt als Mitarbeiter der Rundfunksender „Radio Free 
Europe", BBC und Deutschlandfunk. Nach der Rückkehr in die Heimat über 
nahm er an der Philosophischen Fakultät der Karls-Universität wieder eine 
Prof. Jan Mlynark Dozentenstehe. Von 1990 bis 1992 war er Abgeordneter des tschecho¬ 
slowakischen Parlaments und seit 1993 Vorsitzender des Verbandes der Slowaken in Tschechien. 

Vaclav Havel, der spätere Staatspräsident, bekannte sich in einem Brief an Jan Mlynärik zu dessen 
„Thesen zur Vertreibung“, fügte jedoch hinzu, daß der Text bei den Unterzeichnern der „Charta 77“ 
nicht mehrheitsfähig sei. Vorbehalte gegen Mlynärik gibt es in der CR offenbar noch heute. So fehlt 
im Nachruf der Zeitung „Pravo“ (ehemals kommunistisches Parteiorgan) und sogar in der Meldung 
der Presseagentur CTK jeder Hinweis auf seinen Einsatz zugunsten der Sudetendeutschen. 

In deutscher Sprache erschienen folgende Bücher von Jan Mlynärik: 

„Thesen zur Aussiedlung der Deutschen aus der Tschechoslowakei 1945-1946“ (1985) 

„Fortgesetzte Vertreibung - Vorgänge im tschechischen Grenzgebiet 1945-1953“ (2003) 



Achtung , Jahrestreffen 20121 

Bitte rechtzeitig für das Jahrestreffen vom 05.-07.10.2012 anmelden! 

Ort: Hotel Goger, Bamberger Str. 22, 97437 Haßfurt-Augsfeld, 

Tel. 09521-9250, e-Post: info @ hotel-goger-augsfeld.de 

Es gelten die Preise vom Vorjahr: Vollpension je Person: Fr.-So.: DZ. 156 €, EZ. 168 €; 
Sa.-So.: DZ. 93 €, EZ. 99 €; Tagesgast: 29 € 
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Korruption als kulturelles Erbe? 

In Prag treibt der Sarkasmus seltsamste Blüten. Wie in vielen Ländern gibt es auch in der 
Tschechischen Republik zwielichtige Geschäftemacher, die zwar bekannt, aber gerichtlich nur sehr 
schwer zu fassen sind. Ein findiger Kopf, er heißt Petr Sourek, hat daraus eine Geschäftsidee 
entwickelt. Er veranstaltet dreistündige Rundfahrten durch Prag zu den Schandflecken tschechischer 
Vetternwirtschaft, einschließlich der Villen skandalumwitterter Profiteure. Da man die Villen mit 
Nestern von Elstern vergleichen kann, in denen gestohlene Pretiosen versteckt werden, nennt Herr 

Sourek seine Fahrten nicht unwitzig auch „ornothologische 
Safaris“. Seine Fahrgäste sollen sehen, wo ihr Geld geblieben 
ist und bekommen vor den Villen Gelegenheit auszusteigen 
und Fotos zu machen. Die Fahrten, die auch „Corrupt-Tours“ 
genannt werden, sind sehr beliebt und schon für Monate 
ausgebucht. 

Soureks Einschätzung 

Sourek hält Korruption für typisch tschechisch. Sie sei mit 
seinem Land so untrennbar verbunden wie die 
Kaffeehauskultur mit Wien. Daher könne man sie auch als 
„kulturelles Erbe“ ansehen. 

Die Vertriebenen möchten Herrn Sourek da nicht 
widersprechen. Sie möchten ihm sogar raten, sein Angebot zu 
erweitern. Besonders viel gäbe es da im Sudetenland zu 
sehen! Dort ergaunerten sich seine Landsleute vor 67 Jahren 
11.200 Industriebetriebe, 55.000 Gewerbebetriebe, 125.000 
bäuerliche Betriebe und 200.000 Einfamilienhäuser! Welch 
gewaltiges Potential! Ganze Flotten von Omnibussen könnten 
da auf die Reise gehen! 

Leider wäre damit die Liste der tschechischen „Erbfälle“ noch 
nicht ganz abgearbeitet, denn zu denken wäre auch an die 
Ausplünderung Russlands durch die Legionäre und an den 
Raubzug gegen die Sudetendeutschen schon in der Ersten 
Republik. Er erfolgte im Gewand der Bodenreform und des Verfalls der Kriegsanleihen. Konrad 
Henlein hatte daher schon im April 1938 unter Punkt 6 seines Karlsbader Programms die 
Wiedergutmachung aller seit 1918 erlittenen wirtschaftlichen Schäden gefordert. 


Die Biotope der Käuflichkeit 

Das beliebteste Biotop der Geschäfte¬ 
macher liegt in der Grauzone zwischen 
Politik und Geschäftswelt. So erwähnt 
Sourek etwa die Wartungshallen für die 
städtischen Verkehrsmittel Prags, die 
nach aufwendiger Modernisierung weit 
unter Wert an eine Privatfirma verkauft 
wurden, zusätzlich versüßt mit einem 
großzügigen und langfristigen Wartungs¬ 
vertrag für den städtischen Fuhrpark. 
Beliebt sind auch opulente Mietverträge 
für Amtsgebäude, deren Eigentümer sich 
hinter geheimnisvollen Firmennamen in 
Übersee verbergen. Rätsel gibt eine 
Gesellschaft auf den Britischen Jung¬ 
ferninseln auf. Sie erhält von der 
Druckerei für die Straßenbahnfahrkarten 
pro gedruckten Schein eine kleine 
Provision. Besonders gut eignen sich 
Großbaustellen für Scheinverträge 
zwecks Ausplünderung öffentlicher 
Kassen. Im Prinzip „geht“ alles, wenn 
man es nur irgendwie begründen kann. 


Masaryks „Erbe 66 

Ein besonders delikates Erbe hinterließ Masaryk. Er nahm 1917 reichlich 
Unterstützungsgelder des slowakischen Exils in den USA für den 
„Befreiungskampf 4 entgegen, weigerte sich aber bis an sein Lebensende, 
einen Verwendungsnachweis zu erbringen. Als er 1923 und später mehr als 20 
Millionen Kronen seiner Familie, dem Ehepaar Benesch und einer Stiftung 
übereignete, wunderte sich der Parlamentarier Karel Pergier (1882-1954) über 
den „plötzlichen Reichtum“ Masaryks und Beneschs und bat um Aufklärung. 
Die Reaktion war heftig. Pergier wurde unterstellt, gar kein richtiger Tscheche 
zu sein, weil er bis 1918 im USA-Exil gelebt hatte. Die Folge war sofortige 
Abschiebung in die Vereinigten Staaten. Vergessen war, daß Pergier bis 1918 
Führer der in den USA lebenden Tschechen war und tatkräftig für Masaryks 
Ziele gearbeitet hatte. Sein 1919 erschienenes Buch „The Czechoslovake 
State“ bezeugt seine große Vaterlandsliebe. 



Charles Pergier 


Petr Sourek steht nicht alleine 

Als gutes Zeichen ist zu werten, daß Petr Sourek in Prag kein Einzelkämpfer mehr ist. Vor einem Jahr 
gründeten mehrere Unternehmer eine Anti-Korruptionsstiftung, an deren Spitze der erfolgreiche 
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Börsenmakler Janecek steht. Die Stiftung hat auf der Prager Kleinseite ein Büro eingerichtet und 
beschäftigt eigene Ermittler, die größere Erfolge verzeichnen als die staatlichen Behörden. Das hängt 
mit dem Vertrauen der Bürger zusammen, die sich lieber ihnen anvertrauen als der Polizei. Janecek 
behauptet sogar, der Gang zur Polizei, bedeute in Tschechien oft „Selbstmord“. Auch Janecek und 
seine Ermittler werden jetzt pausenlos von den Staatsorganen beschattet. Er und seine Gruppe 
betrachten es aber als ihre patriotische Pflicht, die Durchdringung des Staatsapparats durch 
zwielichtige Figuren zu beenden. 

Noch nimmt die Tschechische Republik auf der Skala der Korruption allerdings nur Platz 59 ein 
(Deutschland Platz leider auch nur Platz 14!). Die Vertriebenen begrüßen aber jedes Zeichen sittlicher 
Besinnung und wünschen Soureks Fahrten bald die erhoffte erzieherische Wirkung. Möglicherweise 
sorgen sie bei mehr und mehr Tschechen für die Herausbildung eines Unrechtsbewusstseins auch 
gegenüber den Sudetendeutschen. 

(Zusammengefaßt nach FAZ vom 18. und 20. März 2012) 


Ein Trostpflaster für den Grafen 

Der böhmische Adlige Frantisek Oldrich Kinsky verlor aufgrund der Benes-Dekrete Ländereien und 
Gebäude im Wert von rund zwei Milliarden Euro, darunter solche Perlen wie das 
Kinsky-Palais auf dem Prager Altstädter Ring. In über 150 Gerichtsverfahren hat 
er sich mit dem tschechischen Staat um das Eigentum seiner Familie gestritten. 
Auch nach seinem Tode vor drei Jahren kämpfen seine Erben weiter. Die Prozesse 
haben bisher nur die Rückgabe einer Kapelle und eines Parks eingebracht. 

Nun jedoch gab es einen Warnschuß aus Straßburg. Der dort residierende 
Europäische Gerichtshof für Menschenrechte verurteilte den Tschechischen Staat 
wegen Verweigerung eines fairen Prozesses zur Zahlung von rund 13.000 Euro an 
die Nachfahren Kinskys. Den tschechischen Staatsorgane werden Abhören der 
Telefone Kinskys und seines Anwalts sowie versuchte Einflussnahme auf die Richter vorgeworfen. 
Besonders dreist versuchte es der damalige Kulturminister Pavel Dostäl, der den Richtern öffentlich 
mitteilte, sie trügen die volle Verantwortung für eine eventuelle Rückgabe von Eigentum. Andere 
Politiker machen Stimmung mit der Aussage, Familien, deren Mitglieder „offensichtlich Nazis“ 
gewesen seien, sollten kein Eigentum zurückbekommen. Das war im Falle Kinsky ziemlich infam, 
denn Eigentümer waren zum Zeitpunkt der Verstaatlichung schon nicht mehr seine Eltern, sondern der 
damals allerdings noch minderjährige Kläger selbst, der die tschechoslowakische Staatsbürgerschaft 
besaß und sicher nicht mit den Nazis kollaboriert hat. Der Anwalt 
der Kinsky-Erben sagte, daß „ der gesamte Prozess der 
Rechtsfindung von den Gerichten erster Instanz, über die 
Berufungsgerichte, bis hoch zum Verfassungsgericht im 
Widerspruch zu den internationalen Verpflichtungen der 
Tschechischen Republik verlaufen sei. “ 

Das Urteil aus Straßburg ist noch nicht rechtskräftig, da der 
tschechische Staat noch Berufung einlegen kann. Der 
tschechische Justizminister, Jiri Pospisil, hält das Urteil nur für „ eine Belehrung für die 
politischen Mandatsträger , die sich nicht zu laufenden Gerichtsverfahren äußern sollten. 
Kritik am Vorgehen der tschechischen Justiz will Pospisil im Straßburger Urteil nicht 
erkennen. 

So schön die zuerkannte Zahlung auch ist, über das Rückerstattungsbegehren der Kläger hat 
der Menschengerichtshof damit noch nicht entschieden. Es ist zu hoffen, daß die Zahlung 
nicht nur als Trostpflaster für die Kläger gedacht ist. 




Graf Kinsky f 
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EBO- Eigentümerbund Ost e.V 

Der Eigentümerbund Ost e.V. ist eine Neugründung zur Durchsetzung individueller 
Eigentumsforderungen in den Vertreibungsgebieten. Ihr Vorsitzender ist Lars Seidensticker, dessen 
künftige Tätigkeit sich auf eine solide wirtschaftliche Basis stützen kann. Er will in die Tat umsetzen, 
was Frau Steinbach einst selbst gefordert hat und zitiert diese genüsslich: „ Ohne den diplomatischen 
Rechtsschutz der Bundesregierung verbleibt den Vertriebenen nur noch der Rechtsweg. Die 
Betroffenen werden jetzt rechtliche Schritte zur Durchsetzung ihrer Entschädigungsansprüche 
einerseits gegen die Vertreiberstaaten und andererseits auch gegen die Bundesrepublik Deutschland 
erwägen müssen 

Von dieser Position habe sich Frau Steinbach inzwischen gelöst und im Bundestag nicht einmal von 
ihrem Recht, Anfragen und Anträge einzubringen, Gebrauch gemacht. Frau Merkel wirft der EBO ein 
unlauteres Spiel vor. 2006 habe sie beim Berlin-Besuch Kaczynskis bekräftigt, Ansprüche von 
Einzelpersonen in Polen nicht zu unterstützen. Im Dezember 2011 versprach sie vor den Delegierten 
der Ost- und Mitteldeutschen Vereinigung der CDU/CSU (OMV), die Bundesregierung werde ein 
„starker Partner der Heimatvertriebenen bleiben“. 

Die EBO ging inzwischen schon zu praktischen Maßnahmen über und 
brachte im früheren Schlesien an zahlreichen Stellen Aufkleber an auf 
denen polnische oder tschechischen Ortsnamen durchgestrichen und 
die früheren deutschen darunter geschrieben sind. 

Hier die Kontaktdaten zum EBO: Eigentümerbund Ost (EBO) e.V., Allee 
der Kosmonauten 28, 12681 Berlin, Telefon 030 - 66 40 84 13 / Fax 030 - 
60 93 29 80, Mobil 01520 1915860, E-Mail: info@ eigentum-ost.de 


Umstrittene Tagung in Berlin 

Die Deutsch-Polnischen Akademischen Gesellschaft veranstaltete vom 17./18.Februar 2012 in Berlin 
eine Tagung zur Frage War die „ Vertreibung“ Unrecht?. Eingeladen hatte Christoph Koch, Professor 
für Indogermanistik an der Freien Universität Berlin. Angereist waren Wissenschaftler aus Polen, 
Tschechien und Deutschland. Wie schon die Anführungsstriche beim Tagungsthema“ andeuteten, 
sollte die Tagung wieder einmal zur Relativierung des Vertreibungsunrechts beitragen. Immerhin 
erhob sich die Versammlung aber vor Eintritt in die Tagesordnung von den Sitzen, um der Opfer der 
Vertreibung zu gedenken. 

Dann aber stellte Prof. Koch gleich einen Zusammenhang zwischen der Vertreibung der Ostdeutschen 
und dem von den Deutschen verlorenen Krieg her. Sein Resümee: Die Deutschen haben sich selbst 
vertrieben. 

Wenig Anklang fand daher die Position des Völkerrechtlers Thilo Marauhn (Gießen), dass die 
Vertreibung völkerrechtswidrig gewesen sei. Marauhn berief sich auf Grundsätze der Humanität, die 
jenseits von Kriegsrecht immer gelten, und forderte, zwischen Mensch und Staat zu trennen - im Sinne 
derer, die am stärksten unter Kriegen leiden. 

Abgelehnt wurden Marauhns Ansichten auch von der Juristin und früheren Justizministerin Herta 
Däubler-Gmelin. Aus der Stärkung der Individualrechte gehe nicht das Menschenrecht auf Heimat 
hervor, zumal die Vertriebenen wieder eine neue Heimat gefunden hätten (!). 



Aufkleber als Erinnerungshilfe 
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Der Historiker Stefan Troebst (Leipzig) wies allerdings auf einen erstaunlichen Paradigmenwechsel 
hin. Nach den traurigen Erfahrungen im Kosovo wurden „ethnische Säuberungen“ nicht nur als 
völkerrechtswidrig eingestuft, sondern den Verjagten auch das Rückkehrrecht zugesichert. So sei 
heute geächtet, was fast ein Jahrhundert lang für die dauerhafteste und beste Lösung ethnischer 
Konflikte gehalten wurde. 

Nur eine Nebenrolle spielte der bei Vertriebenen sattsam bekannte Buchhändler und Mitarbeiter der 
Heinrich Böll-Stiftung, Erich Später. Sein als schrill empfundener Vortrag nahm Hitler und den 
Judenmord zu Fixpunkten und kam ansonsten einfachheitshalber ohne Fakten aus. Die in Osteuropa 
schon längst eingeleitete entideologisierte Debatte über das „Jahrhundert der Vertreibungen“ hat ihn 
noch nicht erreicht. ( Nach einem Bericht von Regina Mönch, FAZ, 20.2.2012; siehe auch angefügten Kasten!) 


Das meint Professor de Zayas zur Berliner Tagung 

Prof, de Zayas schreibt u.a.: „ Spätestens seit der Haager Landkriegsordnung (Artikel 42-56) 

waren Vertreibungen völkerrechtswidrig, wie auch in den Nürnberger Prozessen bestätigt, wo 
mehrere NS-Größen u.a. wegen Vertreibungen von Polen und Franzosen zum Tode verurteilt wurden. 
Vertreibungen werden ausdrücklich im Artikel 49 der IV. Genfer Rotkreuz Konvention von 1949 sowie 
auch in den Artikeln 7 und 8 des Statuts des Internationalen Strafrechtstribunals (ICC) von 1998 
verboten. Somit ist die Fragestellung der Tagung der Deutsch-Polnischen Akademischen Gesellschaft 
„ War die Vertreibung Unrecht? “ verkehrt und sogar menschenverachtend. Natürlich war die 
Vertreibung Unrecht, denn es gibt ja keine Kollektivschuld der Deutschen für den II. Weltkrieg, noch 
der Russen für den GULAG noch der Chinesen für die Verbrechen Maos. Däubler Gmelin irrt, wenn 
sie Verbrechen aufrechnet oder wenn sie das Recht auf die angestammte Heimat bezweifelt. Dies hat 
bereits in 1931 der französische Professor Robert Redslob in seinem Kurs an der Academie de Droit 
International in den Haag eindringlich gelehrt: 

„Die Zwangsumsiedlung einer Bevölkerung kann nicht gebilligt werden, denn sie verletzt ein 
überragendes Recht ... und bedeutet die Opferung eines ...höchsten Gutes, das der Menschen unter 
Berufung auf ein nicht minder heiliges Recht erstrebt: das Heimatland...Es gibt ein Recht auf die Heimat, 
und es ist ein Menschenrecht. 66 

In diesem Sinne äußerte sich Dr. Ayala Lasso anlässlich der Veranstaltung „60 Jahre Vertreibung' 
am 6. August 2005 in Berlin: 

„Das Recht auf die eigene Heimat ist allerdings nicht nur ein kollektives, sondern auch ein individuelles 
Recht und eine Grundvoraussetzung für die Ausübung zahlreicher bürgerlicher, politischer, 
wirtschaftlicher, sozialer und kultureller Rechte. 66 

Im Juli 2005 veranstalteten das Institut für Zeitgeschichte und das Zentrum gegen Vertreibungen eine 
andere wissenschaftliche Tagung in Berlin mit britischen, französischen, russischen und 
amerikanischen Wissenschaftlern, die die Beschlüsse der Potsdamer Konferenz beleuchtete. Daraus 
wurde klar, dass der Krieg ohne Vertreibung hätte enden können — und enden müssen, wenn die 
Prinzipien der Atlantik Charta respektiert worden wären. Man lernte auch, dass die Vertreibung ein 
fait accompli Stalins war, an welchem auch Stanislaw Mikolacjzyk und Edvard Benes erhebliche 
Verantwortung trugen. Der Verfasser des Artikels XIII des Potsdamer Kommuniques (Sir Geoffrey 
Harrison) distanzierte sich von diesem Artikel in einem Memorandum an Sir John Troutbeck im 
Foreign Office — bereits am 1. August 1945, also lange vor Beginn des Kalten Krieges. Man fragt 
sich, ob ein Zweck der Konferenz der Deutsch-Polnischen Akademischen Gesellschaft war, die 
Vertriebenen endgültig zu vertreiben — nicht nur aus ihren Ländern, sondern auch aus ihrer 
Geschichte und aus ihren Menschenrechten. Prof. Dr. iur. et phil. Alfred de Zayas; 
23 Crets de Pregny, CH-1218 Grand Saconnex, Genf, Schweiz, Teil. 0041 22 7882231 
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Wachtablösung in Hessen 

Der BdV Hessen hat seit dem 24. März 2012 einen neuen Vorsitzenden. Er heißt Siegbert Ortmann 
und löste Alfred Herold ab. Herold hatte das Amt zwölf Jahre lang inne und wurde zum 
Ehrenvorsitzenden gewählt. Ortmann ist Rechtsanwalt und Notar in Nordhessen und gehörte sechzehn 
Jahre lang als Landtagsabgeordneter der CDU-Fraktion im Hessischen Landtag 
an. Der neue Vorsitzende ist Sudetendeutscher und kommt aus dem Städtchen 
Wiesengrund an der Radbusa im Kreis Mies. Einer der neuen Stellvertreter 
Ortmanns wurde Lm. Stolle, langjähriger Bürgermeister einer Bergstraßenstadt. 
Ortmann übernahm im Februar 2012 ein weiteres Amt, als er von der 
Bundesversammlung der SL zum Stellvertreter Franz Panys gewählt wurde. 

Einen besonderen Glanz verlieh der BdV-Landesversammlung die Anwesenheit 
des Hessischen Ministerpräsidenten Volker Bouffier. Da er Sohn einer 
Vertriebenen ist, fiel es ihm nicht schwer, in seiner Ansprache die richtigen 
Worte zu treffen. Er dankte dem scheidenden BdV-Vor sitzenden Alfred Herold 
für seine Arbeit und versprach, die Vertriebenenarbeit auch im nächsten 
Haushaltsjahr zu unterstützen. Ortmanns Vision ist, daß MP. Volker Bouffier zu einem Staatsbesuch 
nach Prag reise, denn immerhin sei jeder vierte Sudetendeutsche in Hessen ansässig geworden. 



Siegbert Ortmann 


Erinnerungen an 1946 

Bei der diesjährigen 1200-Jahr-Feier der Stadt Lauterbach in Hessen werden die sudetendeutschen 

Heimatvertriebenen mit einer eigenen Gedenkveranstaltung 
hervortreten. Sie findet am Samstag, 18. August 2012 um 
ll.oo Uhr in der Turnhalle statt, die von Februar bis 
November 1946 für Tausende Sudetendeutsche die erste 
Unterkunft im Westen war. Von dort ging es dann für die 
meisten zu den endgültig angeordneten Wohnsitzen im 
Hessenland. 

Insgesamt gingen über 36.500 Männer, Frauen und Kinder 
aus dem Sudetenland durch dieses Auffang- und 
Verteilungslager in Lauterbach. Sicherlich lebt davon ein 
Großteil längst nicht mehr. Gleichwohl soll die Erinnerung 
an diese Zeit mit den furchtbaren Tagen der Verfolgung und 
den Strapazen in den überfüllten Transportzügen wachgehalten und vor allem auch der vielen 
Vertreibungsopfer in würdiger Form gedacht werden. Die Sudetendeutsche Landsmannschaft in 
Lauterbach lädt Sie zu dieser Veranstaltung, die mit einer Eröffnung der Ausstellung „Odsun - Die 
Vertreibung der Sudetendeutschen“ verbunden sein wird, recht herzlich ein. Zur Erstellung einer Liste 
der auswärtigen Teilnehmer wird gebeten, sich für diese eintrittsfreie Feierstunde bei dem stellv. SL- 
Kreisobmann Siegbert Ortmann, Goethestrasse 27, 36341 Lauterbach, tel. 06641/919545 oder per 
Mail: siegbert-ortmann@ kanzlei-ortmann.de bis zum 15. August 2012 anzumelden. Um regen 
Zuspruch aus allen Landesteilen wird gebeten. 





In dieser eindrucksvollen Turnhalle in 
Lauterbach endete 1946 für unzählige 
Vertriebene eine strapaziöse Odyssee 


Bewertung unseres. Internet-Auftritts 

Im Internet gibt es die Seite „seitwert.de“, die eine Bewertung der Heimseiten vornimmt. Unsere Seite 
„http//: witikobund.de“ rangierte bei der letzten Abfrage auf Platz 514.085 und erreichte 9,66 von 100 
möglichen Punkten. Davon dürfen wir uns allerdings nicht entmutigen lassen, denn bekanntlich 
kommt es auf den Inhalt und nicht auf modischen Schnick-Schnack an. 
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“Die Rolle der csl. Geheimdienste in Österreich 1945 -1989“ 

Am 8. und 9. März 2012 befaßte sich eine wissenschaftlichen Tagung in Raabs an der Taya mit der 
„Rolle der tschechoslowakischen (csl.) Geheimdienste in Österreich im Kalten Krieg“. 

Veranstalter waren das Ludwig Boltzmann-Institut für Kriegsfolgen-Forschung und das Institut zur 
Erforschung totalitärer Regime in Prag (Üstav pro Studium totalitnich rezimü). Für die Kosten kam die 
Europäische Union auf. Die Schirmherrschaft hatten die Außenminister der Republik Tschechien und 
der Republik Österreich, Karl Schwarzenberg und Michael Spindelegger übernommen. Musikalisch 
wurde die Veranstaltung passend mit Klängen aus dem Film „Der dritte Mann“ eingeleitet. Eine 
Aufarbeitung der die Bundesrepublik Deutschland betreffenden Akten steht noch aus, wäre aber 
wünschenswert. 

Erste Ergebnisse 

Bislang konnte der allergrößte Teil der Österreich-relevanten Akten aus dem Archiv der 
Sicherheitsdienste (Archiv bezpecnostnich slozek) in Prag und Kanice/Kanitz gesichert werden. Ein 
Team von zehn österreichischen und tschechischen Forschern konnte signifikante Ergebnisse zu Tage 
fördern. So konzentrierten sich die csl. Geheimdienste auf Themen, die mit der Vertreibung der 
Sudetendeutschen zusammenhingen und auf die delikate Frage, wie man mit österreichischen 
Staatsbürgern auf csl. Gebiet unmittelbar nach Ende des Zweiten Weltkrieges umgehen sollte. 
Besonders viel Hektik gab es zur Zeit des „Prager Frühlings“, als zahlreiche österreichische Beamte 
mit konspirativen Verbindungen zur csl. Staatssicherheit verhaftet wurden. Nach dem Ende des 

„Prager Frühlings“ wurden vermehrt österreichische 
„Journalistinnen“ abgeschöpft, welche sich teils sehr 
blauäugig in Wiener Lokalitäten mit Vertretern der csl. 
Botschaft, meist Geheimdienstmitarbeitern, trafen. Die 
dabei übermittelten Informationen waren zwar 
unbedeutend, doch oft nützlich zum Zwecke der 
„Desinfomation“. Andere österreichische Journalist¬ 
innen wären wegen Ihrer Unterstützung der 
Opposition und der Menschenrechtsbewegung in der 
Tschechoslowakei überwacht worden. Jeder Öster¬ 
reicher, der die Tschechoslowakei in dieser Zeit 
besuchte, wurde beobachtet und pro Fall wurden 20 bis 
100 Seiten Papier beschrieben! Insgesamt schätzt man 
die Zahl der ausgeforschten Österreicher auf 12.000. In den 1980er Jahren wäre es dann 
vermehrt zur Wirtschaftsspionage gekommen, wobei es Fälle gab, bei denen sogar Kon¬ 
struktionszeichnungen weitergegeben wurden. 

Die Wissenschaftler Prokop Tomek und Matej Medvedcky berichteten über die zahlreichen 
Entführungen, welche auf österreichischem Staatsgebiet vor allem in den 1950er Jahren durchgeführt 
wurden. Mit teils spektakulären Aktionen hätte man auf diesem Weg Dutzende Tschechoslowaken, die 
seit 1948 dem kommunistischen Regime zu entkommen trachteten, wieder zurück in die 

Tschechoslowakei gezwungen, teilweise mit Unterstützung des NKWD. 
Die Entführten mussten zunächst eine Erklärung unterschreiben, freiwillig 
zurückgekehrt zu sein und erhielten dann zumeist langjährige Haftstrafen. 
Nachdem Österreich mit dem Staatsvertrag von 1955 seine Souveränität 
wiedererlangt hatte, wäre die Zahl dieser Entführungen drastisch 
gesunken. 

Das zweite Panel der Tagung widmete sich dem Thema der Grenze und 
des „Eisernen Vorhangs“. Katerina Lozoviukovä präsentierte zunächst 
das ausgeklügelte System der Grenzsicherung, das die Österreichische - 
Tschechoslowakische Grenze zu einem der gefährlichsten Abschnitte des 
gesamten „Eisernen Vorhangs“ machte. Mehr als 100 Zivilisten haben 
den Versuch, die Grenze zu überschreiten mit dem Leben bezahlt. Vor allem durch Unfälle seien auch 
über 60 Grenzsoldaten ums Leben gekommen. 



Großzügige Schautafeln dank 
Förderung aus Brüssel 



Präsidium der Geheimdienst-Forscher 
in Raabs/Taya 
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Die Direktorin des Archivs der Sicherheitsdienste in Kanitz, Svetlana Ptäcnikovä, und der Archivar 
des Archivs der Sicherheitsdienste, Petr Dvoräcek, führten die umfangreichen Bestände an, die in ihrer 
Institution aufbewahrt werden, alleine der Aktenbestand zur csl. „Residentur“ (Geheimdienstzentrale) 
in Wien wäre in seinem Umfang enorm und böte noch viele Betätigungsfelder für tschechische und 
österreichische Forscher. Dieter Bacher schaffte es am Ende des Panels, die tschechischen Kollegen 
mit spannenden Informationen zum Geheimdienst, allerdings aus britischen und amerikanischen 
Geheimdienstquellen, zu überraschen. Damit wurde aufgezeigt wie notwendig es wäre, das csl. 
Material mit westlichen Quellen abzugleichen. 

Am Abend des zweiten Tages wurde die Veranstaltung von einem Vortrag von Siegfried Beer zu den 
Hintergründen des Films „Der dritte Mann“ abgerundet, der in detektivischer Manier nachzuweisen 
trachtete, dass sowohl die Macher des Films als auch eine große Zahl der Mitglieder der Filmcrew 
einen geheimdienstlichen Hintergrund gehabt hätten und der Film eine Parabel auf den „größten 
Spion“ des 20. Jahrhunderts, Kim Philby, sei. 


Öffentliche Feierstunde für E.G.Kolbenhey er 

(von Hans-Ulrich Kopp) 

Anläßlich des 50. Todestages des Dichterphilosophen Erwin Guido Kolbenheyer, richtete die nach 
ihm benannte Gesellschaft ( www.kolbenheyer.de) unter ihrem rührigen Vorsitzenden Dr. Hans Berger 
eine Festveranstaltung im Figaro-Saal des Wiener Palais Palffy aus. Die würdige und - nach den 
veränderten Maßstäben unserer Zeit - gut besuchte Feier führte neben den Mitgliedern der 
Gesellschaft und philosophisch Interessierten auch Anhänger seiner Dichtkunst und sudetendeutsche 
Fandsleute zusammen. Die SLÖ war durch ihren Vorsitzenden Gerhard Zeisel, der Witikobund durch 

Im Jahr 1958, anläßlich seines 80. Geburtstages, hatte noch Österreichs 
Unterrichtsminister einen Triumphzug durch Österreich veranstaltet. An die 
damals existierende österreichische Kolbenheyer-Gesellschaft schrieb der 
Minister: „Es hat mir zur größten Genugtuung gereicht, daß Kolbenheyer 
sich selbst und dem strengen Wertgesetz, dem er sich unterworfen hat, treu 
geblieben ist. Einem solchen Geist Respekt zu erweisen, ist für einen 
Bundesminister für Unterricht eine Selbstverständlichkeit.“ Und der Rektor 
der Universität Wien, der Professor für Kirchenrecht an der Katholisch- 
Theologischen Fakultät Franz Arnold - also von der Weltanschauung her 
nicht unbedingt ein dem Philosophen Nahestehender - schrieb 
E.G.Koibenheyer (1878-1962) nichtsdestoweniger: „Mit seinem Heimgang verliert Deutschland einen 
seiner geistreichsten, bedeutsamsten Schriftsteller“. Die Matinee im Burgtheater mußte seinerzeit per 
Mikrophon auf die Straße übertragen werden, um die zahllos Erschienenen teilhaben zu lassen. 

Diese Zeiten sind freilich lange vorbei, und so wollen wir froh sein, daß sich heute immerhin eine 
Hundertschaft findet, die abseits staatlicher und akademischer Institutionen das Gedächtnis des großen 
Landsmannes wahrt. Die Festansprache Dr. Bergers, die Lesungen aus dem literarischen Werk, die 
von jungen Studenten vorgetragen wurden, und die Uraufführung der von Kolbenheyer verfaßten 
Hymne „Fons Salutifer“ in der Vertonung Hans Pfitzners (Op. 48 in einer Bearbeitung für 
Streichquartett, Klavier und Sologesang) durch Alexander Blechinger boten eine würdige 
Zusammenschau, um Wortgewalt und Gedankentiefe des Geehrten zu verlebendigen. Ungemein 
deutlich wurde, daß selbst dann, wenn man der Bauhüttenphilosophie mit ihrem biologisch¬ 
metaphysischen Naturalismus nicht folgen will und die Berührungspunkte des gelehrten Werkes zur 
Ideologie der dreißiger Jahre scheut, in jedem Fall dem dichterischen Werk ein hoher, die Zeiten 
überdauernder Rang zuzusprechen ist. Es stünde der sudetendeutschen Kulturarbeit gut an, dem 
Rechnung zu tragen. 
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Zu Kolbenheyers 50. Todestag 

(von F.Volk) 

Zu den bekanntesten Sudetendeutschen gehört Erwin Guido Kolbenheyer. Er kam am 30. 12. 1878 in 
Budapest als zweites Kind des dortigen Stadtarchitekten Franz Kolbenheyer und Alma Hein zur Welt. 
Sein Vater starb, als er erst drei Jahre alt war. Die Mutter entstammte einer Karlsbader Familie, zu der 
sie mit Sohn und einer Tochter zurückkehrte. Erwin Guido wuchs daher in Karlsbad und damit im 
zentralen Egerland auf. Eine öffentliche Schule lernte er erst mit acht Jahren kennen, da er vorher 
einen Privatlehrer hatte. Das Gymnasium besuchte er in Eger und die Universität in Wien. Seine 
Studienfächer waren Psychologie, Philosophie und Zoologie. 1906 wurde er zum Dr. phil. promoviert. 

Als Sohn wohlhabender Eltern wählte er die Lebensform eines freien Schriftstellers. Die Frage des 
Zusammenschlusses von Österreich mit Deutschland löste er 1919 für sich persönlich durch 
Verlegung seines Wohnsitzes nach Tübingen. Zu seinen Hauptwerken gehören „Die Bauhütte“, der 
dreiteilige Paracelsus-Roman und als Spätwerk „Sebastian Karst“, in dem Kolbenheyer auf sein Leben 
zurückblickt. Für seine Gedankenwelt war eine Art Biologismus maßgebend, mit dem er spezifische 
Eigenarten der Völker zu erklären versuchte. Für sein Paracelsus-Buch erhielt er 1927 die 
Ehrendoktorwürde der Universität Tübingen. Sein Gesamtwerk versteht man am besten, wenn man es 
als Ausdruck einer „wachsenden Überlebensangst des Kulturdeutschtums in den letzten 
Jahrzehnten der Donaumonarchie“ begreift. 

Verwurzelt im Egerland 

Kolbenheyer besaß in Karlsbad die Villa BelTaria, in der er regelmäßig die Sommermonate 
verbrachte. Überhaupt war seine Bindung an das Egerland enger als gemeinhin vermutet wird, und das 
lag bestimmt auch an seinem Privatlehrer, der niemand anderer als Josef Hofmann war, der 
unübertroffene Volkstumsforscher des Egerlandes. In der Volksschule kam Erwin Guido unter die 
Fittiche des Lehrers Frank, des Vaters von Ernst und Karl-Hermann Frank. Mit beiden hatte er 
nachbarschaftlichen Umgang und beide brachten ihn mit der hündischen Bewegung in Berührung. In 
seinem Spätwerk „Sebastian Karst“ erwähnt er an fünf Stellen auch Karl-Hermann Frank und fällt 
über ihn ein durchaus warmherziges Urteil. 

Nach dem Kriege 

Da es eine gewisse Nähe von Kolbenheyers Vorstellungen zur Gedankenwelt des Nationalsozialismus 
gab, erhielt er im Dritten Reich mehrere Ehrungen. Man trug ihm sogar die Leitung der NS- 
Schrifttumskammer an, was er aber ablehnte. Der NSDAP trat er 1940 bei. Bei der Entnazifizierung 
kam er in die Stufe der Belasteten und wurde mit fünf Jahren Schreibverbot belegt. Von seinem 
Besitz, zu dem auch ein Haus in München-Solln gehörte, blieb nur so viel übrig, daß er sich in 
Geretsried ein bescheidenes Haus bauen konnte. Den Vertriebenen verbänden schloss er sich 
unverzüglich an und beteiligte sich als Egerländer auch an deren Trachtenumzügen. Beim 
Sudetendeutschen Tag 1959 in Stuttgart wurde ihm der Sudetendeutsche Kulturpreis verliehen, wobei 
der berühmte Germanist Josef Nadler die Laudatio hielt. 

Erwin Guido Kolbenheyer verstarb am 12. April 1962 und ruht am Friedhof in Geretsried im 
Familiengrab neben seiner Gattin. Um sein geistiges Erbe bemüht sich die Kolbenheyer-Gesellschaft, 
die, wie oben zu lesen war, am 14. April in Wien seines 50. Todestages gedachte. 


3)ie Sudetendeutöchen befanden tich auf, einem langen Mansch dwcch die Wüöte 
und miiöten hoffen, daß ivenigoteno einige uon ihnen die (Scu>e erweichen. 

‘M/ifteäamitev ffiea£iöt 
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Nobelpreisträger 

Mit der Gründung der (Karls-) Universität in Prag (1348) als Reichsuniversität durch Karl IV. wurde 
ein wesentlicher Grundstein nicht nur für die wissenschaftliche Entwicklung Böhmens und Mährens 
sondern auch Deutschlands gelegt. Auch in der Neuzeit verdeutlichen Namen bekannter Mediziner/ 
Politiker/Schriftsteller/Erfinder/Theologen, die als Studenten und/oder als Professoren in Prag wirkten 
( A.Einstein/E.Mach/E.Kafka/M.Brod/C.A.Doppler ), welchen Beitrag die seit 1654 in Karl-Ferdinand- 
Universität umbenannte Hochschule zum europäischen Geistes-/Wirtschafts-/Kulturleben leistete. 
Neben der Universität entstand auch eine ’Deutsche Technische Hochschule’, die sich bald eines 
ebenso ausgezeichneten wissenschaftlichen Rufes erfreute. 

Auch die mährische Landeshauptstadt Brünn verfügte sowohl über eine ’Deutsche Universität’, an der 
u.a. V. Kaplan und G. Hamei arbeiteten, als auch eine ’Deutsche Technische Hochschule’. Letztere 
ging 1843 aus der Abspaltung der im Jahre 1724 gegründeten ’Akademie der Ingenieurkunst’ aus der 
Universität Olmütz hervor. Die Universität Olmütz, an der u.a. G. Mendel studierte, geht auf eine im 
Jahre 1573 gegründete Jesuiten-Hochschule zurück. 

Daneben existierte im gesamten Sudetengebiet ein ausgebautes (Fach-) Schulsystem mit einem 
flächendeckenden Gymnasialangebot und einer Reihe von Staatsgewerbeschulen/ Sport und 
Turnschulen/Lehrerbildungsanstalten/Ingenieurschulen/Fachschulen (u.a. Textil/Glas/Ton-Keramik) 
/Landwirtschaftlichen Akademien, die Garanten einer prosperierenden Wirtschaft und eines 
beachtenswerten Kulturlebens waren. 

Unbekannte sudetendeutsche Herkunft 

Im Bewußtsein der Öffentlichkeit gelten beispielsweise folgende Persönlichkeiten entweder als 
Deutsche oder als Österreicher: Ralph Benatzky / Eugen v. Böhm-Bawerk / Marie v. Ebner- 
Eschenbach / Sigmund Freud / Ernst Mosch / Gustav Mahler / Josef M. Olbricht / Ferdinand Porsche/ 
/ Josef von Radetzky / Joseph Ressel / Rainer M. Rilke / Oskar Schindler / Johann Schroth / Joseph 
Schumpeter / Leo Slezak / Vinzenz Prießnitz / Hans Tropsch / Albrecht v. Wallenstein// Franz Werfel. 
Daß sie aber streng genommen sudetendeutsch-böhmisch-mährischer Herkunft sind, ist in der Regel 
unbekannt. Dasselbe gilt auch für Nobelpreisträger, die aus diesen Regionen hervorgingen bzw. dort 
ihren familiären Hintergrund haben, weshalb sie hier einmal aufgezählt werden sollen. Zu bedenken 
ist, daß es den Nobelpreis erst seit 1901 gibt und viele Sudetendeutsche auch schon vorher 
nobelpreiswürdige Leistungen erbracht haben. 

Suttner, Berta v. - geb. 09. Juni 1843 in Prag - Friedensnobelpreis 1905 

Schriftstellerin/Friedensforscherin/Pazifistin. In ihrem international beachteten Roman ’Die Waffen 
nieder’(1889) beschrieb sie die Schrecken des Krieges und wurde eine prominente 
Vertreterin der Friedensbewegung. Gründerin (1891) und 1. Präsidentin der ’Österreichischen 
Gesellschaft der Friedensfreunde’ und Vizepräsidentin des Internationalen Friedensbüros’ 
(Rom/1891). Mitbegründerin ’Deutsche Friedensgesellschaft’ (1892). Vorbereitung der ’l. Haager- 
Friedenskonferenz’ (Den Haag/1899). 

Jauregg (geb. Wagner) Julius v. - geb. 07. März 1857/Wels. Medizin-Nobelpreis 1927 
Sein Großvater stammt aus Jägerndorf/Nordmähren. Medizinstudium in Wien. Habilitation 1885, 
(Psychiatrie und Nervenkrankheiten), Professor 1893. Durch die Herbeiführung von Fieberanfällen 
durch Malariaerreger gelang ihm die Behandlung Progressiver Paralyse (Malariatherapie/1917). Diese 
Methode wurde bis zum Aufkommen der Antibiotika eingesetzt. 

Pauli, Wolfgang Ernst - geb. 25. April 1900 in Wien. Physik-Nobelpreis 1945\ Vater (P., Wolfgang 
Joseph ) Professor in Prag. Patenonkel Ernst Mach. Physikstudium/München. Assistent des 
Nobelpreisträgers (1954) Max Born.. Zusammenarbeit mit Nils Bohr (Nobelpreisträger/1922). 
Professor/Hamburg( 1923/28), Zürich( 1928/35) und Princeton/USA(1936). Pauli ’sches-Ausschluß¬ 
prinzip- 
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Cori, Gerty (geb. Radnitz), - geb. 15.08.1896 in Prag - Medizin-Nobelpreis 1947 
Cori, Carl Ferdinand - geb. 05.12.1896 in Prag - Medizin-Nobelpreis 1947; Beide studierten an der 
Deutschen Universität Prag Medizin. Forschungs- und Assistententätigkeiten an den Universitäten 
Wien und Graz. Auswanderung in die USA (1922). Professor Buffalo-NY. Identifikation des Glukose- 
1-phosphat ( Cori-Ester ) . Für die Entdeckung des Verlaufs des Glykogen-Stoffwechsel ( Cori-Zyklus ) 
erhielt das Ehepaar den Medizin-Nobelpreis. 

Lorenz, Konrad - geb. 07.11.1903 in Wien - Nobelpreis für Physiologie oder 
Medizin 1973; Vater (L., Adolf- bekannter Orthopäde) aus Weidenau-Freiwaldau/ 

Nordmähren. Promotion Medizin (1928) u. Zoologie(1933). Habilitation (1936). 

V erhaltensforscher (Hauptvertreter der Evolutionären Erkenntnistheorie). 

Gründung (1949) ’Institut für vergleichende Verhaltensforschung’. Direktor 
’Max-Planck-Institut für Verhaltensphysiologie’. Professor. 

Jelinek, Elfriede - geb. 20.10.1946 in Mürzzuschlag - Literatur-Nobelpreis 2004 
Vater J., Friedrich Chemiker aus Böhmen. Schriftstellerin (Gedichte/Romane/ 

Essays/ Hörspiele) mit provokant/blasphemisch/obszönen Stils und Inhalts. 

Grünberg, Peter - geb. 08.05.1939 in Pilsen - Physik-Nobelpreis 2007. 

1945 Tod des Vaters in tschechischer Haft. Nach Vertreibung Studium Universität/Frankfurt und 
TU/Darmstadt. Mitarbeiter Forschungszentrum/Jülich. Habilitation/Prof. Universität Köln. 

Entdeckung v Anti-Ferromagnetische-Kopplung’ (1986). Bahnbrechende Forschung zu 
Computerspeichertechnik/GMR-Effekt. 

KollerKarl - geb. 1857 in Schüttenhofen 

Nach einem Medizinstudium und Tätigkeit am Universitätsklinikum in Wien, ging er über Aufenthalte 
in Utrecht und London nach New York(1888). Auf Hinweis von S. Freud unternahm er in der 
Augenchirurgie erfolgreiche Tier- und Eigenversuche mit Kokain zur Unterbrechung der natürlichen 
Reflexbewegungen der Augen. K. Koller gilt seither als Begründer der Lokalanästhesie in der 
Augenheilkunde. Er wurde mehrmals zum Nobelpreis für Medizin oder Physiologie nominiert. 

Als Anmerkung sei ergänzt, dass die Ehefrau des Literatur-Nobelpreisträgers (1972) Heinrich Böll Annemarie, geb. Cech 
aus Pilsen gebürtig ist. 

(F. Herwig) 



Kurzm eldungen 

Lebenserwartung: Tschechen haben mit 76 Jahren innerhalb der EU eine der geringsten Lebens¬ 
erwartungen. Deutsche leben mit 80 Jahren durchschnittlich vier Jahre länger, wobei Frauen 82 und 
Männer 77 Jahre erreichen. 

EU-Förderung eingestellt: Wegen fehlerhafter Mittelvergabe strich die EU dem tschechischen 
Schulministerium die Zuschüsse für unbestimmte Zeit. 

Ausländische Arbeitnehmer: In der CR wurden 215.000 ausländische Arbeitnehmer gezählt. Am 
zahlreichsten sind Slowaken (100.727), Ukrainer (42.139) und Polen (19.049). Deutsche sind mit nur 
3.070 Personen vertreten. 

Die SLÖ (=Sudetendeutsche Landsmannschaft Österreich) protestierte am 14. April 2012 mit einer 
Resolution bei der Österreichischen Bundesregierung gegen die Verweigerung des Diplomatischen 
Schutzes. 

Indianer müsste man sein! Die USA wurden gerichtlich verpflichtet 41 Indianerstämmen rund eine 
Milliarde Dollar für nicht eingehaltene Verträge von vor 100 Jahren zu zahlen. Schon 2009 erhielten 
sie 3,4 Milliarden. Sachkenner halten die bewilligten Summen immer noch für viel zu gering. 

Franz Werfel wurde am 24. April 2012 von der armenischen Gemeinde in Wien geehrt. Mit seinem 
Roman Musa Dagh über den Genozid an ihrem Volk habe er diesem erst eine Seele gegeben. 
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Tomäs Krystlik, Verschwiegene Geschichte, Band 2. 

Zamlcene dejiny, 1918-1938-1948-1968, Bd. II, ISBN 978-3-9812414-9- 
5. Preis: 15,80 €. Zu beziehen beim Sudetendeutschen Mediendienst im 
Heimatkreis Mies-Pilsen e.V., Postfach 127, 91542 Dinkelsbühl, 
Der Band II bedeutet eine schlüssige Fortführung der in Band I 
begonnenen Argumentation zur tschechischen Historiographie. Er löst 
Fakten aus der „Verschwiegenheit“ und kann geschichtliche Lücken 
zuverlässig schließen. In trefflich gerundeten Kapiteln legt der Autor 
Mythen und Legenden sowie politisch-propagandistisch bedingte 
Fragwürdigkeiten offen. Des Öfteren ergeben sich neue Einsichten, z.B. 
bei der Siedlungsgeschichte, der Bewertung der Hussitenbewegung, über das Leben des 
Johannes von Nepomuk oder den entscheidenden Einfluss Herders auf das tschechische 
Selbstverständnis. 



Einladung 


Die Arbeitsgemeinschaft Sudetendeutscher Lehrer und Erzieher e.V. 
veranstaltet anlässlich des Sudetendeutschen Tages 2012 in Nürnberg in den 
Messehallen ihre traditionelle 
Lehrer- und Erziehertagung 

Es spricht OStD Josef Kraus, Präsident des Deutschen Lehrerverbandes 
Zum Thema: „Wege und Irrwege deutscher Bildungspolitik“ 
Ort: Messezentrum - NCC Ost - Saal Kiew, Ebene 2 
Zeit: Pfingstsamstag, 26. Mai 2012, Beginn: 15.00 Uhr s.t. bis ca. 16.30 



(DL) 


Uhr 


Wir laden herzlich zu dieser Veranstaltung ein. 

StD i. R. Dr. Hans Mirtes, Erster Vorsitzender der Arbeitsgemeinschaft 


Erste Meinung zum Buch von Ray D. Douglas, „Ordungsgemäße Überführung“ (Beck, München 2012, 559 
Seiten, 29,95 Euro): K.P. Schwarz meint (FAZ, 23.4.2012), dieses sei die erste Gesamtdarstellung der Vertreibung. 
Man darf aber nicht übersehen Alfred de Zayas, Die Nemesis von Potsdam. Douglas will Archiven der Vertreiber- 
staaten mehr glauben als deutschen Augenzeugen, so als wären amtliche Berichte nie geschönt worden. Letztlich be¬ 
stätigt er aber die Objektivität der Augenzeugen. Betont wird die maßgebliche Mitschuld der Westmächte an der Ver¬ 
treibung. Somit hatte der die USA entlastende Walter-Report von 1950 nur den Zweck, Deutschland für die NATO zu 
gewinnen. Sehr genau schildert der Autor die Umsiedlungsmaßnahmen unter NS-Regie in Osteuropa. Dabei ging es 
aber um einen Bevölkerungsaustausch. Wer eine Wohnstätte verlassen hatte, bekam am Zielort (der Idee nach) eine 
ebensolche wieder. Das war bei den Vertreibungen nach 1945 nicht der Fall. Vergessen wird, dass bei den Volks¬ 
zählungen in der CSR genauso manipuliert wurde wie bei der Erstellung der Volkslisten in Polen. Scheinheilig ist der 
Tadel von Goebbels" Propaganda, denn es gab Jahre davor schon eine massive Hetze gegen Deutschland. Richtig wird 
die „Besitzgier“ (S. 138 f.) vieler Tschechen als Beweggrund für die Vertreibung genannt. Douglas weiß: Wenn man 
deutsche Gewaltpolitik verdammt, darf man tschechische nicht segnen. Ein lesenswertes Buch! (F.V.) 


Das letzte Gerücht: Adolf Hitler soll bei der neuen Partei der Piraten hohes Ansehen genießen, 
weil er für den Erbauer der Datenautobahn gehalten wird. 
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